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Am Miwoch, den 30.4.202​5, treffen wir uns von 11 – 13
Uhr vor dem Landhaus in der Herrengasse 16 in Graz, 
um auf unsere Anliegen aufmerksam zu machen:

Gerade in schwierigen Zeiten: 
Soziale Grundrechte stärken!

Existenzsicherung ausbauen – 
sta Armut verschärfen!

Leistungen aus dem AlVG1 verbessern
● Jährliche automatische Inflationsanpassung
● Erhöhung der Neoersatzrate auf 70% 

1 Arbeitslosenversicherungsgesetz 



Inflation betrifft uns Alle!
In so gut wie allen Bereichen des Lebens gibt es seit Beginn der Teuerungskrise
im Winter 2021 massive Preissteigerungen. Lebensmiel kosten heute etwa 30%
mehr  als  2021.  Viele  Menschen  können  sich  das  tägliche  Leben  nicht  mehr
leisten.

■ Soviel Prozent ihres Einkommens geben Haushalte für Lebensmiel aus: 

Die  Sozialleistungen  wurden  zumindest  an  den  Verbraucherpreisindex
angepasst. Nur beim Bezug von Leistungen aus dem Arbeitslosenversicherungs-
gesetz (AlVG) gab es keine Erhöhung!
Wir  fordern  effektive  Maßnahmen  zur  Eindämmung  der  Inflation  und  die
jährliche  automatische  Inflationsanpassung  der  Leistungen  aus  dem
AlVG.

Ebenso  wenden  wir  uns  gegen  die  Einführung  einer  Bezahlkarte  für
Asylwerber:innen, da die Gefahr besteht, dass dieses System künig auch auf
Bezieher:innen von Sozialunterstützung ausgedehnt wird.

Neue Massensteuern bringen neue Armut
Die  Abschaffung  des  als  Kompensation  für  die  CO2-Steuer  eingeführten
Klimabonus kommt einer Steuererhöhung gleich. Damit wird die Einkommens-
situation der armutsgefährdeten Haushalte weiter verschlechtert.  
Statt  neuer  Massensteuern  fordern  wir  einen  angemessenen
Beitrag der Superreichen zur Budgetsanierung. 

 

„Wir haben allerdings im unteren Bereich einige soziale Gruppen, die besonders 
stark verloren haben, da möchte ich die Arbeitslosen herausgreifen. Die 
Arbeitslosengelder werden am letzten Einkommen bemessen, das vielleicht schon  
1 – 2 Jahre zurückliegt und bei 10 – 15 Prozent Inflation werden Einkommen von vor
der Inflationsrate zugrunde gelegt. Arbeitslosengeld und Notstandshilfe sind 
dadurch massiv entwertet worden. Das ist die am stärksten armutsgefährdete 
Gruppe, […]“ (Markus Marterbauer, Ökonom, 
hps://mietervereinigung.at/News/841/60 294/Interview-mit-Markus-Marterbauer-
Wir-haben-ein-riesiges-Verteilungsproblem, 2024, abgerufen: 18.04.202​5)
---------------------------------------------------
1) https://www.gpa.at/themen/steuern-und-wirtscha/faktencheck-verteilung
2) https://www.derstandard.at/story/2 000 146 476 318/80-prozent-der-mieteinnahmen-
fliessen-an-das-reichste-zehntel-in

Soziale Grundrechte 
            
Die Grund- und Menschenrechte sind 
prägende Elemente eines jeden 
Rechtsstaats.
Wenn von den Menschenrechten die 
Rede ist, geht es meistens um die 
politischen Bürgerrechte. Weniger 
bekannt ist, dass es auch 
wirtschaliche, soziale und kulturelle 
Menschenrechte gibt. In vielen Staaten 
sind sie auch in den jeweiligen 
Verfassungen verankert. Österreich ist 
das einzige EU-Land, wo das nicht der 
Fall ist. Unser Verfassungsrecht enthält 
weder soziale Grundrechte, noch eine 
Sozialstaatsklausel oder
einen speziellen Grundrechtsschutz 
sozial-rechtlicher Leistungen.

(Vorwort der Volksanwälte Schwarz, 
Achitz und Rosenkranz zum 
Sonderbericht NGO-Forum 2022: 
Soziale Grundrechte)

Zuverdienst: Neuregelung 
verschär Armutsgefährdung
       

Bisher konnten arbeitslose Menschen bis 
zur Geringfügigkeitsgrenze (aktuell 
€ 551,10) dazuverdienen. Nun hat sich die 
Regierung darauf geeinigt, diese 
Möglichkeit abzuschaffen, ausgenommen 
vom Verbot des Zuverdiensts sind nur 
Langzeitarbeitslose. Mit der Zuverdienst-
möglichkeit verlieren viele Betroffene die 
Möglichkeit ihren Lebensunterhalt 
angemessen zu bestreiten. Die Neuregelung 
verschär jedenfalls die Armutsgefährdung, 
der angestrebte arbeitsmarktpolitische 
Effekt ist dabei zumindest zweifelha.

Zahlen und Fakten
Die Summe der Einkommen im obersten Fünel 
ist fast so hoch ist wie die Gesamtsumme der 
Einkommen der anderen vier Fünel.     
48 Prozent der Einkommen wandern in die 
Taschen der bestverdienenden 20 Prozent. Für 
die am wenigsten verdienenden 20 Prozent 
bleiben dagegen nur zwei Prozent.1

84 Prozent der Mieteinnahmen gehen an 
das reichste Einkommensfünel.2 
5 Familien besitzen mehr als das ärmste Fünel 
(hps://kontrast.at/reichste-5-oesterreicher/).


